
KOMMISSION

VERWALTUNGSKOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN FÜR DIE SOZIALE
SICHERHEIT DER WANDERARBEITNEHMER

BESCHLUSS Nr. 192
vom 29. Oktober 2003

über die Durchführung des Artikels 50 Absatz 1 Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 574/72
des Rates

(Text von Bedeutung für den EWR)

(2004/324/EG)

DIE VERWALTUNGSKOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEIN-
SCHAFTEN FÜR DIE SOZIALE SICHERHEIT DER WANDERARBEIT-
NEHMER —

aufgrund des Artikels 81 Buchstabe a) der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71 des Rates vom 14. Juni 1971 über die Anwen-
dung der Systeme der sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer
und Selbständige sowie deren Familienangehörige, die innerhalb
der Gemeinschaft zu- und abwandern (1), wonach sie alle
Verwaltungsfragen behandelt, die sich aus der Verordnung
(EWG) Nr. 1408/71 und späteren Verordnungen ergeben,

aufgrund des Artikels 81 Buchstabe d) der Verordnung (EWG)
Nr. 1408/71, wonach sie beauftragt ist, die Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten durch Modernisierung der
notwendigen Verfahren für den Informationsaustausch zu
fördern und auszubauen, insbesondere durch Anpassung des
Informationsflusses zwischen Trägern an die DFÜ-Informations-
systeme unter Berücksichtigung der Entwicklung der Informa-
tionsbearbeitung in jedem Mitgliedstaat. Diese Modernisierung
soll in erster Linie die Gewährung der Leistungen be-
schleunigen,

aufgrund des Artikels 117 der Verordnung (EWG) Nr. 574/72
über die Durchführung der Verordnung (EWG) Nr. 1408/71 (2),
wonach sie auf der Grundlage von Untersuchungen und
Vorschlägen des Fachausschusses für Datenverarbeitung die
Entwürfe von Bescheinigungen, Erklärungen, Anträgen und
anderen Dokumenten sowie die zur Anwendung der Verord-
nung und der Durchführungsverordnung vorgesehenen Weiter-
leitungswege und Datenübertragungsverfahren an die neuen
Techniken der EDV anpassen soll,

aufgrund des Artikels 50 Absatz 2 der Verordnung (EWG) Nr.
574/72 des Rates vom 21. März 1972, nach dem sie die
Durchführungsvorschriften zu Artikel 50 Absatz 1 dieser
Verordnung festlegt,

aufgrund des Artikels 2 Absatz 1 der Verordnung (EWG) Nr.
574/72, nach dem sie die Muster für Bescheinigungen, Erklä-
rungen, Anträge und sonstige Unterlagen, die zur Anwendung
der Verordnungen erforderlich sind, festlegt und wonach diese
für die Durchführung der Verordnungen erforderlichen Doku-
mente entweder durch Papierformblätter oder in Form von
genormten elektronischen Nachrichten über DFÜ-Dienste
zwischen den Einrichtungen übermittelt werden können,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Durchführungsvorschriften zu Artikel 50 Absatz 1
Buchstabe a) der Verordnung (EWG) Nr. 574/72 sowie
die zur Durchführung dieses Artikels erforderlichen
Vordrucke müssen festgelegt werden.

(2) Es ist erforderlich, den Informationsaustausch zu den
Versicherungsverläufen der innerhalb der Europäischen
Union zu- und abgewanderten Erwerbstätigen vor Errei-
chen des Mindestrentenalters in den betreffenden Staaten
oder jegliches andere Verfahren zur rechtzeitigen Infor-
mation der Erwerbstätigen über ihre Ansprüche und zur
Beschleunigung der späteren Leistungsverfahren zu
fördern und zu erleichtern.

(3) Der Beschluss Nr. 118 vom 20. April 1983 muss
geändert und aktualisiert werden —
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(1) ABl. L 149 vom 5.7.1971, S. 2.
(2) ABl. L 74 vom 27.3.1972, S. 1.



BESCHLIESST:

Die in Artikel 50 Absatz 1 Buchstabe b) der Verordnung
(EWG) Nr. 574/72 genannten Träger stellen die Versicherungs-
verläufe der Erwerbstätigen, die nach den Rechtsvorschriften
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten versichert waren, nach
folgenden Vorschriften zusammen:

1. Die beteiligten Träger stellen den Versicherungsverlauf des
betreffenden Erwerbstätigen spätestens ein Jahr vor dem
Zeitpunkt zusammen, an dem dieser das Mindestrenten-
alter erreicht —

a) entweder aufgrund eines Antrags des Erwerbstätigen
bei einem dieser Träger

b) oder auf Veranlassung eines der beteiligten Träger.

2. Alle Träger stellen den Trägern, die Versicherungsverläufe
von Erwerbstätigen zusammenstellen müssen, welche in
anderen Mitgliedstaaten versichert waren, sämtliche Infor-
mationen (Kenndaten und zurückgelegte Versicherungs-
zeiten) zur Verfügung.

Je nach ihren technischen Möglichkeiten stellen die Träger
diese Informationen per Datenfernübertragung (siehe
Abschnitt 2.1), zur Online-Abfrage (siehe Abschnitt 2.2)
oder auf andere Art und Weise bereit. Behelfsweise
müssen sie sich hierzu des in Abschnitt 2.3 beschriebenen
Papierverfahrens bedienen.

Die Entscheidungen über die zeitliche Planung des Daten-
austauschs und über die hierzu eingesetzte Technik
obliegen den Mitgliedstaaten, die dabei den Merkmalen
ihrer Rentensysteme Rechnung tragen, und können
Gegenstand von Vereinbarungen zwischen den
zuständigen Behörden der Staaten oder zwischen ihren
Trägern sein.

2.1. Im Rahmen der Datenfernübertragung wendet sich der
kontenklärende Träger über die bezeichnete Stelle seines
Staates und die bezeichneten Stellen der beteiligten Staaten
an die dort örtlich zuständigen Träger. Für die Anfrage ist
ein Datensatz im Aufbau des Vordrucks E 503 zu
verwenden. Die Antwort erfolgt mit einem Datensatz
entsprechend Vordruck E 505. Bei diesem Informations-
austausch beachten die beteiligten Träger die gemein-
samen Architekturregeln, insbesondere zu Sicherheit und
Normenverwendung und die Regelungen für die Arbeits-
weise des gemeinsamen Teils der Telematikdienste, die
von der Verwaltungskommission zur Durchführung der
Artikel 117a und 117b der Verordnung (EWG) Nr. 574/
72 festgelegt wurden.

2.2. Im Rahmen einer Online-Abfrage greift der konten-
klärende Träger auf die Zusammenstellung der Versiche-
rungslaufbahn des anderen Trägers im Aufbau des
Vordrucks E 505 zu.

2.3. Im behelfsweise benutzen Papierverfahren sendet der
kontenklärende Träger den Trägern jedes anderen ihm
bekannten Beschäftigungslandes einen Vordruck E 503.
Als Antwort auf den Vordruck E 503 übersenden die
einzelnen angegangenen Träger dem kontenklärenden
Träger einen Vordruck E 505 mit der Zusammenstellung
des nach ihren Rechtsvorschriften zurückgelegten Teils des
Versicherungsverlaufs. Die Einschaltung der bezeichneten
Stellen ist im Papierverfahren nicht erforderlich.

Die Behörden von zwei oder mehr Mitgliedstaaten können
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission die
Verwendung anderer Vordrucke als der Vordrucke E 503
und E 505 oder andere Durchführungsvorschriften verein-
baren.

2.4. „Bezeichnete Stelle“ im Sinne dieses Beschlusses ist in:

BELGIEN: L'Office National des pensions pour
travailleurs salariés (ONPTS) — Rijks-
dienst voor werknemerspensioenen
(RWP) (Staatliches Rentenamt für
Arbeitnehmer), Brüssel

DÄNEMARK: Den Sociale Sikringsstyrelse (Behörde
für soziale Sicherung), Kopenhagen

DEUTSCHLAND: Verband Deutscher Rentenversiche-
rungsträger — Datenstelle der
deutschen Rentenversicherung (VDR
— DSRV), Würzburg

FINNLAND: Eläketurvakeskus (ETK) (Zentralstelle
für Rentenversicherung), Helsinki

FRANKREICH: Caisse Nationale d'Assurance Veillesse
(CNAV) (Staatliche Altersversiche-
rung), Paris

GRIECHENLAND: Idryma Koinonikon Asfaliseon (IKA)
(Sozialversicherungsanstalt), Athen

ITALIEN: Istituto Nazionale della Previdenza
Sociale (INPS) (Staatliche Anstalt für
soziale Vorsorge), Rom

IRLAND: Department of Social Welfare (Minis-
terium für Sozialordnung), Dublin

LUXEMBURG: Centre d'informatique, d'affiliation et
de perception des cotisations,
commun aux institutions de sécurité
sociale (Gemeinsames Zentrum der
Sozialversicherungsträger für Daten-
verarbeitung, Erfassung der Versi-
cherten und Beitragserhebung),
Luxemburg

NIEDERLANDE: Sociale Verzekeringsbank (Sozialversi-
cherungsanstalt), Amsterdam

ÖSTERREICH: Hauptverband der österreichischen
Sozialversicherungsträger, Wien

PORTUGAL: Instituto de Solidariedade e Segurança
Social (ISSS)/Centro Nacional de
Pensões (Anstalt für Solidarität und
soziale Sicherheit, Staatliches Renten-
zentrum), Lissabon

SPANIEN: Tesorería General de la Seguridad
Social (TGSS) (Hauptschatzamt der
sozialen Sicherheit — Auskunft über
die Versicherunglaufbahn der
Erwerbstätigen), Instituto Nacional de
la Seguridad Social (INSS) (Staatliche
Sozialversicherungsanstalt —
zuständig für Rentenfragen), Madrid

SCHWEDEN: Riksförsäkringsverket (Staatliche
Sozialversicherungsanstalt), Stockholm

VEREINIGTES
KÖNIGREICH:

Department of Health and Social
Security, International Pension Centre
(Ministerium für Arbeit und Renten,
Internationale Rentenstelle),
Newcastle-upon-Tyne
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2.5. Die Muster der gegebenenfalls im Papierverfahren zu benutzenden Vordrucke E 503 und E 505 liegen
dem Beschluss bei.

3. Gelten nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats Altersgrenzen für die Gewährung von Hinter-
bliebenenrenten, so stellen die beteiligten Träger die Versicherungslaufbahn eines verstorbenen
Erwerbstätigen entsprechend spätestens ein Jahr vor dem Zeitpunkt zusammen, an dem Hinterblie-
bene das Mindestalter für die Gewährung der Hinterbliebenenrente erreichen.

4. Dieser Beschluss, der den Beschluss Nr. 118 vom 20. April 1983 ersetzt, wird im Amtsblatt der Euro-
päischen Union veröffentlicht. Er gilt ab 1. Januar 2004.

Der Vorsitzende der
Verwaltungskommission

Giuseppe MICCIO
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